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1 Planungserfordernis / Verfahren 

Die Festsetzungen des ursprünglichen Bebauungsplans aus dem Jahr 1995 sind an 
aktuelle Erfordernisse anzupassen. Daher beschloss die Gemeindevertretung der 
Gemeinde Dipperz am 30.10.2025, die 1. Änderung des Bebauungsplans „Am 
Steinrücken“ im OT Friesenhausen aufzustellen. Sie wird im Normalverfahren gemäß §§ 
2 ff. BauGB durchgeführt. Dabei erfolgt eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
deren Ergebnisse im Umweltbericht dokumentiert werden. 

2 Situation 

2.1 Planungsgebiet 

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Friesenhausen der Gemeinde Dipperz auf rund 408 m 

über NHN. Der Geltungsbereich der Planung liegt zentral im Ortsteil Friesenhausen und 

umfasst die Flurstücke 10, 11/3 und 11/2 sowie Teilflächen der Flurstücke 13/3, 12, 11/1 

und 116/2 (sämtlich Flur 1). Mit der Änderung des Bebauungsplans wird der 

Geltungsbereich durch den südlichen Teilbereich des Flurstücks 9/1 ergänzt. Die 

Gesamtfläche des Geltungsbereichs der Änderung umfasst damit ca. 1,8 Hektar. 

Das Plangebiet wird im Norden durch den Mühlenweg, im Westen durch bestehende 

Wohnbebauung, im Süden durch die Straßen „Am Steinrücken“ und „Am Sand“ sowie im 

Osten durch den Bach „Wanne“ begrenzt. 

 

3 Städtebauliche Planung 

3.1 Planungskonzept 

Mit der vorliegenden Änderung des Bebauungsplans werden die Festsetzungen an die 

aktuellen städtebaulichen Erfordernisse angepasst. Der Geltungsbereich wird um ein 

Teilstück des Flurstücks 9/1 erweitert, um die dort vorgesehene Ausgleichsmaßnahme 

(Offenlegung des verrohrten Bachabschnitts) in den Bebauungsplan zu integrieren. Die 

Einbeziehung erfolgt arrondierend und stellt sicher, dass die Maßnahme Bestandteil der 

rechtsverbindlichen Festsetzungen werden kann. Darüber hinaus werden einzelne 

baurechtliche Kennziffern – insbesondere die Grundflächenzahl (GRZ) und die 

Geschossflächenzahl (GFZ) – neu festgesetzt. Durch die Anhebung dieser Werte erhöht 

sich der zulässige bauliche Nutzungsgrad sowie der potenzielle Versiegelungsumfang 

innerhalb des Plangebiets. 

Ziel der Anpassung ist eine bedarfsgerechte bauliche Nachverdichtung, die den örtlichen 

Wohnraumbedarf berücksichtigt und eine zeitgemäße, an die gemeindlichen 

Entwicklungsziele und Gestaltungsstandards angepasste Ausnutzung der Grundstücke 

ermöglicht. Gleichzeitig wird durch eine klare Zuordnung der Bau- und Freiflächen sowie 

durch die Beibehaltung der übrigen Festsetzungen sichergestellt, dass sich die bauliche 

Entwicklung harmonisch in das bestehende Ortsbild einfügt. 

Aufgrund der mit der Erhöhung von GRZ und GFZ verbundenen zusätzlichen Versiegelung 

entsteht ein Eingriff in Natur und Landschaft, der im Rahmen des weiteren Verfahrens zu 

bilanzieren und durch geeignete Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen zu kompensieren 

ist. Die konkrete Ermittlung des Eingriffsausmaßes und des Kompensationsbedarfs erfolgt 

auf Grundlage der finalen Planung im Umweltbericht. 

3.2 Festsetzungen und Hinweise 

Die planerische Konzeption wird in wesentlichen Teilen fortgeführt; zentrale strukturelle 

und funktionale Elemente bleiben erhalten. Insbesondere wird weiterhin ein Allgemeines 

Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt, da diese Nutzungsart der prägenden 

Wohnfunktion im Umfeld entspricht. 
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Für eine bedarfsgerechte Ausnutzung der Grundstücke werden die baulichen Kennzahlen 

moderat angepasst: Die Grundflächenzahl wird von 0,3 auf 0,4 und die 

Geschossflächenzahl von 0,5 auf 0,6 erhöht. Diese Anpassungen ermöglichen eine 

bedarfsgerechte bauliche Entwicklung im Einklang mit den gemeindlichen 

Entwicklungszielen, ohne den offenen, von freistehenden Einfamilienhäusern geprägten 

Charakter des Gebiets zu beeinträchtigen. 

Die bestehenden Baugrenzen bleiben – mit Ausnahme zweier Grundstücke im südlichen 

Bereich – unverändert. Die dortigen Anpassungen erfolgen, da die ursprünglichen 

Festsetzungen seinerzeit zum Schutz einzelner Bäume festgesetzt wurden, die inzwischen 

nicht mehr vorhanden sind. Eine Ausrichtung der Baugrenzen an der heutigen 

städtebaulichen Struktur und am tatsächlichen Nutzungsbedarf ist daher sachgerecht. 

Zudem wird die Baugrenze im Bereich des Flurstücks 11/2 zurückgenommen, sodass der 

gesetzliche Mindestabstand von 20 m zum äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der L 

3377 gemäß § 23 Abs. 1 HStrG eingehalten wird. 

Zur Sicherung der leitungsgebundenen Versorgung des Plangebiets bleibt eine Fläche für 

Leitungsrechte gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB festgesetzt. Sie dient der Verlegung, dem 

Betrieb, der Unterhaltung, der Erneuerung und dem Ersatz von Versorgungsleitungen. 

Bauliche Anlagen sowie tiefwurzelnde Gehölze sind innerhalb der Flächen für 

Leitungsrechte unzulässig, soweit sie den Bestand oder die Funktionsfähigkeit der 

Leitungen beeinträchtigen können 

Die Errichtung von Doppelhäusern bleibt ausgeschlossen, sodass der Charakter des 

Gebiets mit freistehenden Wohngebäuden dauerhaft gewahrt bleibt. 

Der ursprüngliche Bebauungsplan sah Festsetzungen zum Erhalt einzelner Bäume sowie 

zur Anpflanzung weiterer Bäume im Straßenraum und auf privaten Grundstücken vor. 

Diese Vorgaben werden aufgehoben, da die betreffenden Bäu-me bereits entfallen sind 

und eine Erhaltungswirkung somit nicht mehr entfaltet wird. Auch die ehemals 

vorgesehene einseitige und dichte Straßenraumbegrünung wird nicht weitergeführt. Eine 

durchgehende Baumreihe entlang der Erschließungsstraße würde den Straßenraum 

übermäßig dominieren und die funktionale Nutzbarkeit – insbesondere im Hinblick auf 

Leitungsführungen und Grundstückszufahrten – einschränken. 

Die grünordnerischen Festsetzungen werden stattdessen zielgerichtet weiterentwickelt, 

um die ortstypische Durchgrünung zu sichern und die Einbindung des Wohngebiets in die 

umgebende Landschaft zu stärken. Hierfür werden vier Bäume im Straßenraum ohne feste 

Standortbindung festgesetzt. Diese flexible Lösung ermöglicht eine städtebaulich sinnvolle 

Platzierung unter Berücksichtigung der technischen Infrastruktur sowie der zukünftigen 

Erschließungsbedürfnisse. Die vorhandenen Wiesenflächen, der charakteristische 

Ortsrandgrünzug und der bestehende Gehölzbestand werden hierbei berücksichtigt. 

Einzelne Festsetzungen des Ursprungsplans, die heutigen bautechnischen und 

gestalterischen Anforderungen nicht mehr entsprechen, werden aufgehoben. Hierzu 

zählen insbesondere die Begrenzung der Drempelhöhe auf 75 cm sowie die Pflicht zur 

Begrünung fensterloser Fassaden ab einer Länge von drei Metern. Die Höhenentwicklung 

der Gebäude orientiert sich weiterhin an der topographischen Situation und gewährleistet 

eine maßstäbliche Einfügung in das Orts- und Landschaftsbild. 

Die baugestalterischen Festsetzungen werden an die in der Gemeinde üblichen Vorgaben 

für Neubaugebiete angepasst, um eine einheitliche und ortsverträgliche Gestaltung 

sicherzustellen. Dies betrifft insbesondere Regelungen zu Dachformen, Dachneigungen 

und Fassadengestaltungen. Der Verzicht auf eine verpflichtende Hauptfirstrichtung schafft 
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zusätzliche Flexibilität bei der Gebäudeausrichtung, ohne die städtebauliche Ordnung oder 

das Erscheinungsbild im Übergang zum angrenzenden Bestand zu beeinträchtigen. 

Die Hinweise und Empfehlungen werden an aktuelle fachliche und gemeindliche 

Anforderungen angepasst. 

 

4 Umweltbericht 

4.1 Einleitung  

Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist für die Belange des Umweltschutzes 

nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen. Dabei sind 

die voraussichtlichen Umweltauswirkungen der Planung zu ermitteln, zu beschreiben und 

zu bewerten. Die Umweltprüfung erfolgt in einem Umfang und Detaillierungsgrad, der 

den konkreten Änderungen des Bebauungsplans sowie den allgemein anerkannten 

Methoden und dem gegenwärtigen Wissensstand angemessen ist. 

Der Umweltbericht ist nach § 2a Abs. 1 und 2 BauGB sowie nach den in § 1 Abs. 1 des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) genannten Schutzgütern 

gegliedert. Hierzu gehören die Schutzgüter Mensch, einschließlich der menschlichen 

Gesundheit, Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Fläche, Wasser, Luft, Klima, 

Landschaft sowie Kultur- und sonstige Sachgüter. Ebenso sind die Wechselwirkungen 

zwischen den genannten Schutzgütern zu berücksichtigen. 

Die Umweltprüfung bezieht sich ausschließlich auf die Auswirkungen der vorliegenden 

Planänderung. Da die Art der baulichen Nutzung unverändert bleiben und lediglich 

einzelne Festsetzungen angepasst werden, erfolgt die Betrachtung in einem der 

Eingriffsintensität entsprechenden, vereinfachten Umfang. Das Ergebnis der 

Umweltprüfung wird im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB berücksichtigt. 

 

4.2 Inhalt und Ziele der Planung 

Mit der Änderung des Bebauungsplans werden ausgewählte Festsetzungen an aktuelle 

städtebauliche Anforderungen und an die gemeindlichen Entwicklungsziele angepasst. 

Ziel ist eine zeitgemäße und ortsangemessene Ausgestaltung des bestehenden 

Wohngebiets sowie eine maßvolle Erhöhung der baulichen Ausnutzbarkeit. Hierzu werden 

insbesondere die baurechtlichen Kennzahlen überarbeitet und einzelne veraltete 

Festsetzungen aufgehoben. 

 

4.3 Umweltrelevante Ziele der Fachgesetze und Fachpläne  

Der vorliegende Umweltbericht orientiert sich in der Beurteilung der Auswirkungen der im 

Bauleitplan vorbereiteten Siedlungsentwicklung, an den in den Fachgesetzen dargestell-

ten umweltgesetzlichen Zielen und Vorgaben und den nachfolgenden übergeordneten 

raumordnerischen Zielvorgaben und Fachplanungen.  

In Fachgesetzen festgelegte Ziele des Umweltschutzes: 

Gesetz Ziele für die Umweltprüfung/Landschaftsplanung 

Baugesetzbuch (BauGB) • nachhaltige städtebauliche Entwicklung 

• Schaffung gesunder Wohn-/ Arbeitsverhältnisse 

• Gewährleistung einer dem Wohl der Allgemeinheit 

dienenden, sozialgerechten Bodennutzung 

• Sicherung einer menschenwürdigen Umwelt 

• Sparsamer / schonender Umgang mit Grund und 

Boden, Nachverdichtung / Innenentwicklung 
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• Vermeidung Beeinträcht. des Landschaftsbildes + 

Leistungs-/ Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

Gesetz über Naturschutz und 

Landschaftspflege (BNatSchG), 

ergänzt durch Hessisches Aus-

führungsgesetz zum Bundesna-

turschutzgesetz (HABNatSchG) 

• Schutz, Pflege, Entwicklung v. Natur + Landschaft 

• Erhalt, Schutz der gesetzlich geschützten Biotope, 

wildlebenden Tier- und Pflanzenarten (Artenschutz) 

• Prüfung d. Verträglichkeit mit Natura2000-Gebieten 

• Eingriffsregelung 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen durch 

Luftverunreinigungen, Geräusche, 

Erschütterungen und ähnliche 

Vorgänge (BImSchG) 

• Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (u.a. 

Lärm, Schadstoffe, Gerüche) 

• Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen für 

den Menschen 

• Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Ges. z. Schutz vor schädl. Bodenver- 

änderungen + z. Sanierung von Altla- 

sten (BBodSchG), ergänzt durch Hess. 

Ges. z. Ausführung des Bundesboden- 

schutzg.+Altlastensan. (HAltBodSchG) 

• Sicherung ökologischer Leistungsfähigkeit Böden 

• Erhalt der Bodenfunktionen 

• Abwehr schädlicher Bodenveränderungen 

• Sanierung von Altlasten 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaus- 

halts (WHG) ergänzt durch Hessisches 

Wassergesetz (HWG) 

• Sicherung von Gewässern als Bestandteil des 

Naturhaushalts, Schutz/Renaturierung 

• Einhaltung von Gewässerrandstreifen, 

• Niederschlagsversickerung 

• Überschwemmungsschutz, 

• Erhalt der Qualität des Grundwassers 

In Fachplänen festgelegte Ziele des Umweltschutzes: 

• Gemäß Regionalplan Nordhessen (2009) liegt die Fläche innerhalb des 

„Vorranggebiets für die Landwirtschaft“ (Regionalplan Nordhessen).  

Mit Behörden und Trägern öffentlicher Belange ist der erforderliche Umfang und Detail-

lierungsgrad der Umweltprüfung sowie der erforderliche Eingriffsausgleich abgestimmt. 

 

4.4 Standort 

4.4.1 Nutzung, Bestand 

Die Fläche ist laut BORIS-D (Stichtag 01.01.2024) teilweise als gemischte Baufläche der 

Qualität „Baureifes Land“ sowie teilweise als land- und forstwirtschaftliche Fläche 

ausgewiesen (Bodenrichtwerteinformationssystem Deutschland, 2024). Aktuell unterliegt 

die Fläche intensiver landwirtschaftlicher Nutzung. 

 

Abbildung 1: Plangebiet aus östlicher Richtung (Quelle: eigene Aufnahme) 
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4.4.2 Schutzgebiete 

Das Plangebiet liegt vollständig innerhalb der Entwicklungszone des UNESCO-

Biosphärenreservats Rhön sowie im Naturpark Hessische Rhön und grenzt an das 

Landschaftsschutzgebiet „Hessische Rhön“ an. Die Fläche wird derzeit als intensiv 

bewirtschaftete Wiesenfläche genutzt und weist keine besonderen naturschutzfachlichen 

Strukturen oder Funktionen auf. Planungsrechtlich ist das Gebiet seit den 1990er-Jahren 

als Wohnbaufläche festgesetzt und steht in engem räumlichem Zusammenhang mit der 

bestehenden Siedlungsstruktur, sodass eine städtebauliche Vorprägung vorliegt. 

Die Entwicklungszone des Biosphärenreservats dient dazu, siedlungsbezogene 

Nutzungen, wirtschaftliche Entwicklung und den Schutz natürlicher Ressourcen 

miteinander zu vereinbaren. Die vorliegende Planänderung betrifft keine Erweiterung der 

Siedlungsfläche, sondern die Anpassung einzelner Festsetzungen innerhalb eines bereits 

ausgewiesenen Baugebiets. Die moderate Erhöhung von Grundflächen- und 

Geschossflächenzahl stellt vor diesem Hintergrund eine maßvolle Fortentwicklung der 

vorhandenen Nutzungsmöglichkeiten dar. Da die bestehende bauliche Struktur erhalten 

bleibt und keine zusätzlichen naturnahen Flächen in Anspruch genommen werden, sind 

keine erheblichen Auswirkungen auf die Zielsetzungen der Entwicklungszone zu erwarten. 

Auch im Naturpark Hessische Rhön steht die Erhaltung der landschaftlichen Eigenart 

sowie die Förderung einer nachhaltigen Regionalentwicklung im Vordergrund. Die 

Änderung der baulichen Kennwerte erfolgt innerhalb einer bereits festgesetzten 

Wohnbaufläche und führt nicht zu einer spürbaren Veränderung des Landschaftsbildes. 

Aufgrund der Ortsrandlage, der Nähe zur bestehenden Bebauung und der 

planungsrechtlichen Vorprägung ist nicht davon auszugehen, dass die Erholungsfunktion 

oder die landschaftsbezogenen Qualitäten des Naturparks beeinträchtigt werden. 

Das angrenzende Landschaftsschutzgebiet „Hessische Rhön“ wird durch die 

Planänderung nicht in Anspruch genommen. Beeinträchtigungen des Schutzgebiets sind 

nicht zu erwarten, da die Nutzung auf die bestehenden Baugrundstücke beschränkt bleibt 

und die Maßstäblichkeit des Ortsrandes gewahrt wird. 

Insgesamt ist die Planänderung mit den Zielen des Biosphärenreservats Rhön, des 

Naturparks Hessische Rhön und des angrenzenden Landschaftsschutzgebiets vereinbar. 

Die Anpassung der baurechtlichen Kennziffern erfolgt innerhalb eines bereits 

festgesetzten Wohnbaugebiets und führt nicht zu erheblichen zusätzlichen 

Umweltauswirkungen auf die genannten Schutzgebiete. 

 

4.5 Umweltzustand und erwartete -auswirkungen 

4.5.1 Fläche  

Zustand: Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von rund 17.500 m². Für die 

Betrachtung des Schutzguts Fläche ist insbesondere das Verhältnis zwischen bebauten 

und unbebauten Bereichen maßgeblich. Im ursprünglichen Bebauungsplan war – 

zusätzlich zur vollständig versiegelbaren Verkehrsfläche von 1.585 m² – für die 

bebaubaren Bereiche eine GRZ von 0,3 festgesetzt. Da die naturschutzfachlich 

festgesetzten Flächen im östlichen und südlichen Teil des Plangebiets unversiegelt 

bleiben, ergibt sich für die übrigen 11.225 m² eine maximal zulässige Versiegelung von 45 

% (unter Einbeziehung des Zuschlags nach § 19 Abs. 4 BauNVO). Dies entspricht einer 

zulässigen versiegelbaren Fläche von 5.051 m². Zusammen mit der Verkehrsfläche ergab 

sich somit eine maximal zulässige Gesamtversiegelung von 6.636 m². 

Mit der Änderung des Bebauungsplans wird die GRZ auf 0,4 erhöht. Unter Be-
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rücksichtigung des zulässigen Zuschlags nach § 19 Abs. 4 BauNVO ergibt sich daraus ein 

maximaler Versiegelungsgrad von 60 %. Für die bebaubaren 11.225 m² entspricht dies 

einer zulässigen versiegelbaren Fläche von 6.735 m². Einschließlich der vollständig 

versiegelbaren Verkehrsfläche ergibt sich somit eine maximal zulässige 

Gesamtversiegelung von 8.320 m². 

Damit beträgt die Differenz zwischen der bisherigen Fassung des Bebauungsplans und 

der geplanten Änderung 1.684 m² zusätzlicher potenzieller Versiegelung. 

Auswirkungen: Das Plangebiet wird derzeit landwirtschaftlich genutzt und ist überwiegend 

unversiegelt. Planungsrechtlich ist die Fläche jedoch bereits seit dem bestehenden Be-

bauungsplan als Baufläche vorgesehen, sodass die nun beabsichtigte Änderung keine 

zusätzliche Inanspruchnahme neuer Außenbereichsflächen verursacht. 

Die Änderung betrifft ausschließlich die Intensität der baulichen Nutzung innerhalb des 

bereits festgesetzten Baugebiets. Durch die Erhöhung der zulässigen Grundflächenzahl 

von 0,3 auf 0,4 und den damit verbundenen höheren zulässigen Versiegelungsgrad erhöht 

sich die maximal mögliche versiegelbare Fläche um 1.684 m².  

Aufgrund der geringen absoluten Mehrversiegelung sowie der Lage des Plangebiets direkt 

am bestehenden Siedlungsrand ist der Eingriff in das Schutzgut Fläche insgesamt als 

gering einzustufen.  

4.5.2 Boden und Geologie 

Nach Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) und Hessischem Altlasten- und Boden-

schutzgesetz (HAltBodSchG) ist der Bodenschutz in der Bauleitplanung besonders zu 

berücksichtigen. Gemäß § 1 HAltBodSchG sind die Funktionen des Bodens auf der Grund-

lage des Bundesbodenschutzgesetzes nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. 

Generell kommt Böden aufgrund ihrer Eigenschaften und den daraus resultierenden 

Funktionen eine hohe Bedeutung für den Naturhaushalt zu als: 

• natürlicher Standort für Grünlandbewuchs 

• Lebensraum für bodenlebende Organismen 

• Regulations- und Pufferraum im Wasser- und Nährstoffhaushalt 

• Filterfunktion zum Schutz des Grundwassers 

• landwirtschaftlich nutzbarer Boden 

Zustand: Der Standort des Plangebiets ist typisiert mit mittlerem Wasserspeiche-

rungsvermögen und Schichten mit schlechtem bis mittleren Basenhaushalt. Geologisch ist 

er der Bodenhauptgruppe der Böden aus fluvialtilen Sedimenten und innerhalb dieser, der 

Gruppe der Böden aus überwiegend fluviatilen Talbodensedimenten zugeordnet. 

(Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie). 

Die Geländeneigung in ost-westlicher Richtung beträgt ca. 6 % und gilt damit als mäßig 

geneigt. Eine relevante Erosionsgefährdung durch Wasser ist bei dieser Hangneigung 

nicht zu erwarten. Vor dem Hintergrund des vorsorgenden Grundwasserschutzes sind eine 

flächenschonende Planung und der Verzicht auf tiefgründige Bodenveränderungen 

empfehlenswert. 
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Gemäß nachfolgender Bewertungskarte kommt dem Planungsgebiet im Bestand ein 

geringer Funktionserfüllungsgrad zu. 

Bodenfunktionsbewertung im Bereich des Plangebiets  

Quelle: (Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie) 

Auswirkungen: Durch die Anpassung der Festsetzungen kommt es gegenüber dem 

bestehenden Bebauungsplan zu einer moderaten Erhöhung der zulässigen Versiegelung 

innerhalb der bereits ausgewiesenen Bauflächen. Damit verbunden ist ein geringfügiger 

zusätzlicher Verlust an Bodenfunktionen, insbesondere hinsichtlich Wasseraufnahme und 

Filterwirkung. Die übrigen Bereiche des Plangebiets bleiben unversiegelt oder werden nur 

in geringem Umfang in Anspruch genommen. 

Während der Bauausführung können vorübergehende Bodenverdichtungen auftreten, 

deren Auswirkungen aufgrund der begrenzten Flächengröße und der zeitlichen Dauer 

jedoch als gering einzuschätzen sind. Zur Minderung der Auswirkungen tragen die 

Festsetzungen zur flächenschonenden Ausführung, zur Verwendung versickerungsfähiger 

Beläge sowie zur sachgerechten Behandlung und Wiederverwendung der Oberböden bei. 

Aufgrund der bodenfachlich begrenzten Funktionserfüllung und der lediglich geringfügigen 

Erweiterung der zulässigen Bodeninanspruchnahme ist die Beeinträchtigung der 

Bodenfunktionen insgesamt als gering einzustufen. Eine Kompensation verbleibender 

Eingriffe erfolgt im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. 

4.5.3 Arten + Biotope 

Zustand: Die vorliegende Planänderung beschränkt sich auf die Anpassung einzelner 

Festsetzungen innerhalb eines bereits bestehenden Bebauungsplans. Mit der moderaten 

Erhöhung des zulässigen Versiegelungsgrades wird die bauliche Ausnutzbarkeit lediglich 

innerhalb der bereits festgesetzten Bauflächen erweitert. Da der bisherige Bebauungsplan 

bereits eine weitgehende bauliche Nutzung vorsah und keine naturnahen oder ökologisch 

relevanten Biotopstrukturen festgesetzt wurden, sind durch die Änderungen keine 

zusätzlichen Habitatverluste zu erwarten. Am Rand des Geltungsbereichs gelegene Grün- 
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und Uferbereiche bleiben von baulichen Maßnahmen unberührt. Gesetzlich geschützte 

Biotope nach § 30 BNatSchG oder landesrechtlich geschützte Biotoptypen sind im 

Plangebiet oder dessen unmittelbarem Randbereich nicht ausgewiesen. 

Auswirkungen: Insgesamt ist die Beeinträchtigung des Schutzguts Arten und Biotope 

durch die Planänderung als gering einzustufen, da sich die Anpassungen ausschließlich 

innerhalb der bereits bestehenden Wohnbaufläche bewegen und keine zusätzlichen 

naturschutzfachlich relevanten Strukturen in Anspruch genommen werden. 

4.5.4 Wasser 

Zustand: Oberflächengewässer: Durch die Erweiterung des Geltungsbereichs wird ein 

verrohrter Abschnitt des „linken Nebenbachs bei Friesenhausen“ Teil des Plangebiets. Die 

Offenlegung dieses Abschnitts ist als Ausgleichsmaßnahme für den Eingriff in Natur und 

Landschaft vorgesehen. Nahe dem Geltungsbereich verläuft ein weiteres Fließgewässer 

(Kennziffer 426224), welches am Rande des Geltungsbereiches in den linken Nebenbach 

bei Friesenhausen mündet (Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und 

Geologie). 

Grundwasser: Bezogen auf die Grundwassersituation liegt das Plangebiet im 

hydrogeologischen Großraum „Mitteldeutsches Bruchschollenland“, innerhalb des 

hydrogeologischen Raums „Mitteldeutscher Buntsandstein“ sowie im zugehörigen 

Teilraum „Fulda-Werra-Bergland und Solling“. Charakteristisch sind hier Kluft-

grundwasserleiter im Buntsandstein (vgl. ebd.). Für das Plangebiet selbst liegen keine 

Messdaten zum Grundwasserstand vor; die nächstgelegenen Grundwassermessstellen 

befinden sich mehrere Kilometer entfernt und erlauben keine belastbare Aussage über die 

lokalen Grundwasserverhältnisse. Das Plangebiet befindet sich außerhalb festgesetzter 

Wasserschutzgebiete (vgl. ebd.). Auch angrenzend bestehen keine Schutzzonen. 

Auswirkungen: Oberflächengewässer: Im Rahmen der Ausgleichsmaßnahme für das 

vorliegende Vorhaben, ist vorgesehen, den verrohrten Abschnitt des linken Nebenbachs 

bei Friesenhausen im Zuge der Ausgleichsmaßnahmen wieder offenzulegen und naturnah 

zu gestalten. Die Renaturierung umfasst typischerweise die Entfernung der Verrohrung, 

die Wiederherstellung eines offenen Gewässerlaufs sowie die Entwicklung eines 

standortangepassten Gewässerrandstreifens. 

Für das Schutzgut Wasser ergeben sich daraus überwiegend positive Auswirkungen:  

Verbesserung der hydromorphologischen Strukturen: Die Offenlegung ermöglicht die 

Wiederherstellung natürlicher Gewässerstrukturen (Sohl- und Uferstruktur, leichte 

Mäandrierung, Substratvielfalt). Dies erhöht die ökologische Funktionalität und fördert den 

guten ökologischen Zustand gemäß Wasserrahmenrichtlinie. 

Erhöhung der Retentionsfähigkeit: Ein offenes Gewässer kann in einem naturnahen Profil 

Wasser besser zurückhalten und verzögert abführen. Dies führt zu einer Entlastung der 

Vorfluter und wirkt potenziellen Hochwasserspitzen entgegen. 

Verbesserte Durchlässigkeit und Selbstreinigung: Die Wiederherstellung eines offenen 

Gewässerverlaufs verbessert Strömungsbedingungen, Sauerstoffeintrag und 

Sedimenttransport. Damit steigen die Selbstreinigungskapazität und die ökologische 

Durchgängigkeit. 

Reduzierung stofflicher Belastungen: Ein natürlicher Ufer- und Randstreifen kann Nähr- 

und Schadstoffe aus oberflächigen Abflüssen besser zurückhalten und filtern, was zu einer 

qualitativen Verbesserung beiträgt. 

Synergien mit dem angrenzenden Gewässer (Kennziffer 426224): Durch die Aufwertung 
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des Hauptgewässers verbessert sich auch die Einmündungssituation des Nebenlaufs, was 

zu einer insgesamt stabileren hydrologischen und funktionalen Vernetzung führt. 

Negative Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind im Zusammenhang mit der 

Offenlegung nicht zu erwarten. Während der Bauphase können temporäre Einträge von 

Feinsedimenten oder kurzzeitige Beeinträchtigungen auftreten; diese sind jedoch durch 

baubegleitende Gewässerschutzmaßnahmen (z. B. Erosionsschutz, abschnittsweise 

Bauweise) vermeidbar bzw. auf ein Minimum reduzierbar. 

Grundwasser: Durch die moderate Erhöhung des zulässigen Versiegelungsgrades kommt 

es innerhalb der bestehenden Bauflächen zu einer zusätzlichen Einschränkung der 

natürlichen Versickerung. Da ein wesentlicher Teil des Plangebiets weiterhin unversiegelt 

bleibt, sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung zu erwarten. 

Eine relevante Gefährdung des Grundwassers ist nach aktuellem Kenntnisstand nicht 

anzunehmen. 

Insgesamt ist die Beeinträchtigung des Schutzguts Wasser als gering einzustufen. 

4.5.5 Klima und Luft 

Zustand: Das Plangebiet liegt innerhalb eines bereits festgesetzten Wohnbaugebiets und 

stellt eine bislang unversiegelte Offenfläche dar. Die Fläche nahe dem Bachlauf im 

östlichen Bereich des Plangebiets kann in geringem Umfang zur lokalen Kaltluftentstehung 

beitragen; besondere klimatische Funktionen oder relevante Luftbelastungen bestehen 

nicht. 

Auswirkungen: Durch die moderate Erhöhung der zulässigen Versiegelung innerhalb der 

bestehenden Bauflächen kommt es zu einer geringfügigen Einschränkung der lokalen 

Kaltluftentstehung. Aufgrund der geringen Größe des Plangebiets, der weiterhin 

vorhandenen unversiegelten Bereiche und der offenen Lage zum umgebenden 

Landschaftsraum ist keine relevante Beeinträchtigung des lokalen Klimas oder der 

Luftqualität zu erwarten. 

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft als sehr gering 

einzustufen. 

4.5.6 Orts- und Landschaftsbild 

Zustand: Das Plangebiet liegt innerhalb des bebauten Ortsteils und ist visuell in mehrere 

Richtungen von bestehender Wohnbebauung umgeben. Die Fläche ist bislang unbebaut, 

jedoch seit den 1990er-Jahren als Wohnbaufläche festgesetzt und damit bereits langfristig 

in die Siedlungsentwicklung des Ortsteils eingebunden. Eine besondere landschaftliche 

Exposition besteht nicht; das Gebiet fügt sich in das vorhandene Siedlungsgefüge ein. 

Auswirkungen: Durch die Planänderung wird die zulässige bauliche Ausnutzung lediglich 

in geringem Umfang angepasst. Da bereits der bestehende Bebauungsplan eine 

Wohnbebauung mit nahezu vergleichbarer Dimensionierung ermöglicht, ergeben sich 

keine wesentlichen Veränderungen für das Orts- oder Landschaftsbild. Die Einbindung in 

das bestehende Siedlungsgefüge bleibt unverändert; eine Ausdehnung der Bebauung in 

den Außenbereich erfolgt nicht. 

Insgesamt sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft und Ortsbild als sehr 

gering einzustufen. 

4.5.7 Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

Zustand: Im Planungsgebiet sind weder Bau- noch Bodendenkmäler oder sonstige Sach-

güter bekannt. 
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Auswirkungen: keine - zur Sicherheit wird Hinweis zu Bodendenkmälern aufgenommen. 

4.5.8 Mensch und menschliche Gesundheit, Erholung 

Zustand: Im bestehenden Bebauungsplan ist das Gebiet bereits als allgemeines 

Wohngebiet ausgewiesen. Öffentliche oder besondere Einrichtungen mit 

Erholungsfunktion sind planungsrechtlich nicht festgesetzt. Der östliche Randbereich des 

Plangebiets grenzt jedoch an einen Uferstreifen, der im Ortsgefüge eine gewisse 

Erholungsfunktion haben kann; dieser Bereich ist im Bebauungsplan als Grün- bzw. 

Freifläche festgesetzt und bleibt von baulichen Nutzungen unberührt. 

Auswirkungen: Die Planänderung betrifft ausschließlich die Anpassung einzelner 

Festsetzungen innerhalb der bereits ausgewiesenen Wohnbauflächen. Die geringfügig 

höhere zulässige bauliche Ausnutzung führt gegenüber dem bestehenden Bebauungsplan 

zu keinen relevanten zusätzlichen Auswirkungen auf die Wohn- und Aufenthaltsqualität. 

Der östliche Randbereich mit potenzieller Erholungsfunktion bleibt unverändert und wird 

nicht in Anspruch genommen, sodass keine Beeinträchtigung seiner Funktion zu erwarten 

ist. 

Gesundheitliche oder sicherheitsrelevante Auswirkungen, etwa durch Lärm, 

Luftschadstoffe oder Verkehr, ergeben sich aus der Planänderung nicht. Insgesamt sind 

die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit und Erholung als 

sehr gering einzustufen. 

4.5.9 Wechselwirkungen 

Im Rahmen der Umweltprüfung wurden potenzielle Wechselwirkungen zwischen den 

Schutzgütern berücksichtigt. Da sich die Planänderung ausschließlich auf die Anpassung 

einzelner Festsetzungen innerhalb eines bereits bestehenden Bebauungsplans bezieht, 

treten Wechselwirkungen nur in geringem Umfang auf. 

Boden – Wasser – Mensch: Durch die moderate Erhöhung der zulässigen Versiegelung 

kann es zu einer geringfügigen zusätzlichen Einschränkung der natürlichen 

Bodenfunktionen, insbesondere der Versickerungsleistung, kommen. Mittelbare 

Auswirkungen auf den Wasserhaushalt oder auf das Schutzgut Mensch sind aufgrund der 

geringen Flächeninanspruchnahme und der Lage außerhalb von Wasserschutzgebieten 

nicht zu erwarten. 

Boden – Vegetation – Klima: Die zusätzliche Versiegelung führt zu einem leichten Verlust 

an Vegetations- und Bodenfunktionen. Daraus resultierende klimatische Effekte, etwa eine 

Verringerung der Verdunstungsleistung, bleiben aufgrund des geringen Umfangs sowie 

der weiterhin vorhandenen unversiegelten Flächen sehr gering. 

Fläche – Landschaft – Erholung: Die Anpassung der baulichen Kennzahlen kann lokal 

zu einer etwas intensiveren baulichen Nutzung führen. Da der räumliche Geltungsbereich 

lediglich zugunsten der Ausgleichsmaßnahme erweitert wird und angrenzende Grün- oder 

Uferbereiche nicht in Anspruch genommen werden, bleiben die Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild und die Erholungsfunktion räumlich eng begrenzt. 

Zusammenfassende Bewertung: Die durch die Planänderung ausgelösten 

Wechselwirkungen betreffen im Wesentlichen die Schutzgüter Boden, Wasser, Klima und 

Landschaft, sind jedoch aufgrund des geringen Änderungsumfangs, der bestehenden 

planungsrechtlichen Vornutzung sowie der arrondierenden Lage insgesamt als gering 

einzustufen. 
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4.6 Weitere Belange des Umweltschutzes 

Bei der Umsetzung der Planung sind die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 

BNatSchG zu beachten. Unabhängig von der bauleitplanerischen Zulässigkeit sind im 

Zuge der Bauausführung ggf. erforderliche artenschutzrechtliche Maßnahmen 

einzuhalten. 

Abwasser: Die Abwasserbehandlung wird im Planungsgebiet gem. gemeindlicher 

Standards vorgenommen. 

Energieeffizienz und Nutzung erneuerbarer Energien: Entsprechende Hinweise und 

Empfehlungen werden gem. bestehender gemeindlicher Standards gegeben. 

Eingesetzte Techniken und Stoffe: Zur Erstellung der Gebäude, Zuwegungen und 

Stellplätze / Hofflächen werden voraussichtlich weiterhin nur allgemein häufig verwendete 

Techniken und Stoffe angewandt bzw. eingesetzt. 

4.7 Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung 

Würde die Planänderung nicht durchgeführt, verbliebe es bei den bestehenden 

Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans aus den 1990er-Jahren. Die bereits 

zulässige bauliche Nutzung sowie die damit verbundenen Auswirkungen auf die 

Schutzgüter bleiben unverändert bestehen. Eine weitergehende Inanspruchnahme oder 

eine Reduzierung potenzieller Eingriffe ergäbe sich dadurch nicht. Da der geltende 

Bebauungsplan weiterhin wirksam bliebe, wäre bei Nichtdurchführung der Änderung 

insgesamt nicht mit einem wesentlich anderen bauleitplanerisch relevanten 

Umweltzustand zu rechnen. 

4.8 Monitoring 

Ein besonderes Monitoring der erheblichen Umweltauswirkungen nach § 4c BauGB ist 

aufgrund Art und Umfang der Planung nicht erforderlich. Die Einhaltung der 

Festsetzungen wird im Rahmen der gemeindlichen Praxis überprüft. 

4.9 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Im Zuge der Planänderung wurden verschiedene Anpassungsoptionen für die 

bestehenden Festsetzungen betrachtet. Neben der nun vorgesehenen Aktualisierung der 

maßgeblichen Regelungen – wie der baulichen Kennzahlen und einzelner gestalterischer 

Festsetzungen – wären sowohl eine unveränderte Fortschreibung des bisherigen 

Bebauungsplans als auch weitergehende Änderungen möglich gewesen. Die gewählte 

Variante stellt eine sachgerechte und maßvolle Anpassung dar, die die planerischen 

Zielsetzungen der Gemeinde unterstützt und gleichzeitig den umweltbezogenen Belangen 

angemessen Rechnung trägt. Da der räumliche Geltungsbereich lediglich um die 

Ausgleichsmaßnahme erweitert wird, waren alternative Standorte oder grundlegend 

andere Entwicklungsrichtungen nicht Gegenstand der Prüfung. 

4.10 Eingriffs-Ausgleichsplanung 

4.10.1 Maßnahmen zur Eingriffsminderung 

Um die Eingriffe in den Naturhaushalt, das Landschaftsbild sowie die Bodenfunktionen 

so gering wie möglich zu halten, werden die Festsetzungen gemäß heutiger 

Umweltstandards getroffen. Neben Beschränkungen der baulichen Nutzung und der 
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Außenbeleuchtung für die Privatgrundstücke werden insbesondere grünordnerische 

Maßnahmen festgesetzt. 

Zum vorsorgenden Bodenschutz sind folgende Maßnahmen zu berücksichtigen: 

• Der Oberboden ist vor Beginn der Bauarbeiten fachgerecht abzutragen, getrennt 
zu lagern und nach Möglichkeit wiederzuverwenden.  

• Bodenverdichtungen sind durch geeignete Maßnahmen, insbesondere durch die 
Beschränkung der Befahrung auf notwendige Bereiche sowie durch den Einsatz 
geeigneter Maschinen, zu vermeiden.  

• Während der Bauphase sind Bodenlagerungen und Baustelleneinrichtungen so 
zu organisieren, dass Beeinträchtigungen angrenzender Flächen minimiert 
werden.  

• Nicht vermeidbare Beeinträchtigungen sind nach Abschluss der Bauarbeiten 
durch geeignete Maßnahmen zu beseitigen.  

• Die genannten Maßnahmen sind im Rahmen der Bauausführung zu 
berücksichtigen. 

4.10.2 Flächenbilanz / Kompensationsbedarf 

Nach aktuellem Stand ergibt sich eine maximal zulässige zusätzliche Neuversiegelung von 

1.684 m2 (siehe Schutzgut Fläche).  

4.10.3 Ausgleichsmaßnahmen  

Der Eingriffs-Ausgleich erfolgt ortsbezogen. Dafür wird ein ca. 110 m langer, derzeit 

verrohrter Fließgewässerabschnitt offengelegt und renaturiert. Die konkrete Ausgestaltung 

der Gewässeröffnung erfolgt in Abstimmung mit der unteren Wasserbehörde im Rahmen 

eines wasserrechtlichen Zulassungsverfahrens. 

4.11 Zusätzliche Angaben 

Die Umweltprüfung wurde gemäß § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 2a BauGB durchgeführt 

und erfolgt verbal-argumentativ. Grundlage der Bewertung waren die bestehenden 

Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans sowie die vorgesehenen 

Änderungen, ergänzt durch verfügbare Fachinformationen der zuständigen 

Landesbehörden. Besondere Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Bewertung der 

Umweltauswirkungen traten nicht auf. Die Überwachung der erheblichen 

Umweltauswirkungen erfolgt im Rahmen der bauleitplanerischen Umsetzung durch die 

Gemeinde; weitergehende Maßnahmen sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht 

erforderlich. 

4.12 Zusammenfassung 

Mit der Änderung des Bebauungsplans „Am Steinrücken“ werden ausgewählte 

Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplans aus den 1990er-Jahren aktualisiert und 

an heutige Anforderungen angepasst. Der räumliche Geltungsbereich wird aufgrund der 

Integration der Ausgleichsmaßnahme geringfügig erweitert; die bauliche Nutzung wird 

lediglich innerhalb der bereits festgesetzten Bauflächen in geringem Umfang angepasst. 

Eine Erweiterung der Siedlungsfläche erfolgt nicht. 
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Die Umweltprüfung zeigt, dass sich durch die Änderungen gegenüber den bestehenden 

Festsetzungen nur geringe zusätzliche Auswirkungen auf die Schutzgüter ergeben. Die 

Böden weisen nach den bodenkundlichen Grundlagen einen geringen bis mittleren 

Funktionserfüllungsgrad auf; die zusätzliche zulässige Versiegelung führt zu einer 

moderaten Erhöhung der Bodeninanspruchnahme, bleibt jedoch aufgrund des 

bestehenden Nutzungsrahmens insgesamt gering. Oberflächengewässer und 

Uferbereiche im östlichen Randbereich bleiben unberührt. Für die Schutzgüter Klima/Luft, 

Arten und Biotope sowie Mensch und menschliche Gesundheit sind aufgrund der 

gleichbleibenden Nutzungsart und des begrenzten Änderungsumfangs keine erheblichen 

Auswirkungen zu erwarten. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird nur geringfügig beeinflusst, da die Änderungen 

innerhalb der bestehenden Siedlungsstruktur erfolgen und kein Eingriff in bislang 

unbebaute Außenbereiche stattfindet. Die arrondierende Einbindung in das Ortsgefüge 

bleibt erhalten. 

Zur Minderung möglicher Auswirkungen dienen die im Bebauungsplan enthaltenen 

Festsetzungen, beispielsweise zur flächenschonenden Ausführung und zur Verwendung 

versickerungsfähiger Beläge. Verbleibende Eingriffe werden im Rahmen der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung ausgeglichen; der konkrete Kompen-

sationsbedarf wird im weiteren Verfahren ermittelt. 

Insgesamt führt die Planänderung aufgrund ihres geringen Umfangs und der bereits 

langjährig bestehenden planungsrechtlichen Festsetzungen nur zu geringfügigen 

zusätzlichen Umweltwirkungen. Die Ziele des Umwelt- und Ressourcenschutzes werden 

durch die Planung gewahrt. 
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